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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 1030. Sitzung am 10. Februar 2023 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Arti-
kel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 2 Satz 1 SGB V) 
In Artikel 1 sind in § 65b Absatz 2 Satz 1 nach dem Wort „hält“ die Wörter „in jedem Land“ einzufügen. 

Begründung: 
Mit der Ergänzung soll sichergestellt werden, dass die regionalen physischen Informations- und Beratungs-
angebote in jedem Land vorgehalten werden. Diese können von Betroffenen in Anspruch genommen werden, 
die die Möglichkeiten der digitalen und telefonischen Informations- und Beratungsangebote aus den ver-
schiedensten Gründen nicht nutzen können. 

2. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 4 Satz 2 SGB V) 
In Artikel 1 sind in § 65b Absatz 4 dem Satz 2 nach dem Wort „Mitgliedern“ die Wörter „und übt seine 
Tätigkeit hauptamtlich aus“ anzufügen. 

Begründung: 
Dem Gesetzentwurf kann nicht entnommen werden, ob der Vorstand haupt- oder ehrenamtlich tätig ist. Le-
diglich der Gesetzesbegründung ist zu entnehmen, dass es sich um einen hauptamtlichen Vorstand handelt. 
Die Regelung ist im Gesetz vorzunehmen. Mit der Änderung wird entsprechend den Regelungen für die 
Kassenärztlichen Vereinigungen (§ 79 Absatz 4 Satz 6 SGB V), die Krankenkassen (§ 35a Absatz 3 Satz 1 
SGB IV) und dem medizinischen Dienst (§ 279 Absatz 7 Satz 6 SGB V) Klarheit geschaffen. 

3. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 4 Satz 2a – neu – SGB V) 
In Artikel 1 ist in § 65b Absatz 4 nach Satz 2 folgender Satz einzufügen: 
„Der Stiftungsvorstand muss mit einer Frau und einem Mann besetzt sein.“ 
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Begründung: 
Die Vorgaben und Gründe zur geschlechterparitätischen Besetzung der Vorstände der Krankenkassen und 
Kassenärztlichen Vereinigungen müssen auch für die unabhängige Patientenberatung gelten. 

4. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 4 Satz 9 – neu – SGB V) 
In Artikel 1 ist in § 65b dem Absatz 4 folgender Satz anzufügen: 
„§ 35a Absatz 6 Satz 2 des Vierten Buches gilt entsprechend.“ 

Begründung: 
Die Finanzierung der Unabhängigen Patientenberatung Deutschland erfolgt aus Beiträgen der gesetzlich und 
privat krankenversicherten Bürgerinnen und Bürger. Insofern besteht ein Informationsanspruch zur wirt-
schaftlichen Verwendung der Mittel, wie sie auch für den Vorstand der gesetzlichen Krankenkassen, der 
Kassenärztlichen Vereinigungen und der Medizinischen Dienste geschaffen wurden.  

5. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 SGB V) 
In Artikel 1 sind in § 65b Absatz 5 Satz 2 der Nummer 3 nach dem Wort „bestellen“ die Wörter „und abzu-
berufen“ anzufügen. 

Begründung: 
Es wurde lediglich eine Regelung zur Bestellung der Mitglieder des wissenschaftlichen Beirates vorgesehen. 
Für das Ausscheiden innerhalb der Amtszeit von fünf Jahren, zum Beispiel aus gesundheitlichen Gründen, 
fehlt es an einer formellen Regelung über die für die Abberufung zuständige Stelle. 

6. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 7 Nummer 4,  
 Nummer 5 und   
 Nummer 6 – neu – SGB V) 
In Artikel 1 ist § 65b Absatz 7 wie folgt zu ändern: 
a) In Nummer 4 ist das Wort „und“ am Ende durch ein Komma zu ersetzen. 
b) In Nummer 5 ist der Punkt am Ende durch das Wort „und“ zu ersetzen. 
c) Folgende Nummer 6 ist anzufügen: 

„6. über die Satzung und sonstiges autonomes Recht zu beschließen.“ 

Begründung: 
Eine der wichtigsten Aufgaben des Stiftungsrates ist die Schaffung der Arbeitsgrundlage für die Stiftung, die 
Stiftungssatzung. In § 65b Absatz 3 SGB V ist zwar ausgeführt, welche Organe in der Stiftungssatzung vor-
zusehen sind, jedoch wird deren Ursprung nicht benannt. Auch wenn grundsätzlich die Regelungen des BGB 
über die Stiftung Anwendung finden, wird die Zuweisung der Aufgabe zum Beschluss über die Stiftungssat-
zung und das sonstige autonome Recht im § 65b Absatz 7 SGB V an den Stiftungsrat für erforderlich gehalten. 

7. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 10 Satz 2 Nummer 3,  
  Nummer 4,  
  Nummer 5 – neu – und   
 Satz 6 – neu – SGB V) 
In Artikel 1 ist § 65b Absatz 10 wie folgt zu ändern: 
a) Satz 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 3 ist das Wort „sowie“ am Ende durch ein Komma zu ersetzen. 
bb) In Nummer 4 ist der Punkt am Ende durch das Wort „sowie“ zu ersetzen. 
cc) Folgende Nummer 5 ist anzufügen: 

„5. die Beratungsanlässe.“ 
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b) Folgender Satz ist anzufügen: 
„Die Ergebnisse der Evaluation insbesondere zur Erhebung der Beratungsanlässe und deren Häufigkeit 
werden dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen und dem Verband der Privaten Krankenversi-
cherung e. V. übermittelt.“ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 
Die Erhebung der Beratungsanlässe ist als Evaluationsziel nicht benannt. Jedoch können aus den Beratungs-
anlässen Informations- und Beratungsbedarfe bei den Versicherten der gesetzlichen Krankenkassen und pri-
vaten Krankenversicherungsunternehmen abgeleitet werden, ohne dass es sich hierbei um Mängel im Sinne 
des § 65b Absatz 11 SGB V handeln muss. Durch deren Erhebung sollen diese erkannt und in der Folge die 
Informations- und Beratungsangebote in der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung verbessert wer-
den. 

Zu Buchstabe b: 
Damit die gesetzlichen Krankenkassen und privaten Krankenversicherungsunternehmen nicht erst bei ge-
häuft auftretenden Mängeln, sondern frühzeitig über die Erhebung der Beratungsanlässe, Kenntnis von 
Handlungsbedarfen erhalten, soll die Unabhängige Patientenberatung Deutschland verpflichtet werden, die 
Evaluationsergebnisse zumindest aus dem Bereich Beratungsanlässe an die gesetzliche und private Kran-
kenversicherung mit dem Ziel weiterzugeben, dass die Ergebnisse dort ausgewertet und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Information und Beratung der Versicherten festgelegt werden.  

8. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 10 Satz 2a – neu – SGB V) 
In Artikel 1 ist in § 65b Absatz 10 nach Satz 2 folgender Satz einzufügen: 
„Der Stiftungsvorstand übermittelt den Evaluationsbericht an die Länder.“ 

Begründung: 
Die Ergebnisse der Evaluation der Arbeit der Unabhängigen Patientenberatung Deutschland sind auch für 
die Länder von Interesse. Da diese im Stiftungsrat nicht vertreten sind, besteht die Notwendigkeit, dass der 
Stiftungsvorstand den Evaluationsbericht den Ländern zur Verfügung stellt. 

9. Zu Artikel 1 (§ 65b Absatz 11 Satz 8a – neu – SGB V) 
In Artikel 1 ist in § 65b Absatz 11 nach Satz 8 folgender Satz einzufügen: 
„Die in einem Jahr nicht verbrauchten Mittel sind dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen und dem 
Verband der Privaten Krankenversicherung e. V. nach Abschluss der Rechnungslegung anteilig zu erstatten.“ 

Begründung: 
Durch die Finanzierungsverpflichtung der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung stehen der Unab-
hängigen Patientenberatung Deutschland ausreichend und kontinuierlich Mittel zur Umsetzung des gesetz-
lichen Auftrages zur Verfügung. Die Generierung von Rücklagen aus nicht verbrauchten Mitteln ist zur Auf-
gabenerfüllung nicht erforderlich. Die Bildung zweckgebundener Rücklagen zum Beispiel für Investitionen, 
die im Rahmen der Haushaltsplanung festgelegt werden, bleibt hiervon unberührt. Es entspricht dem Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, dass nicht verbrauchte Mittel der Unabhängigen Patientenbera-
tung Deutschland den Versicherten der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung zurückgegeben wer-
den. 
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10. Zu Artikel 1 Nummer 2 – neu – (§ 120 Absatz 2 Satz 5a – neu – SGB V) 
Artikel 1 ist wie folgt zu fassen: 

‚Artikel 1 
Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 

20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Novem-
ber 2022 (BGBl. I S. 1990) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
1. § 65b wird wie folgt gefasst* 

„< … weiter wie Vorlage … >“ 
2. In § 120 Absatz 2 wird nach Satz 5 folgender Satz eingefügt: 

„Die vereinbarten Entgelte für die sozialpädiatrischen Zentren und die medizinischen Behandlungszen-
tren beinhalten auch die für die Aufgabenerfüllung erforderlichen Investitionen.“ ‘ 

Begründung: 
Für sozialpädiatrische Zentren und medizinische Behandlungszentren besteht keine Festlegung zur Tragung 
der notwendigen Investitionskosten. Im ambulanten Bereich sind die Kosten für notwendige Investitionen in 
den Entgelten der Leistungserbringenden (ärztliche und nichtärztliche Leistungserbringende) regelhaft ent-
halten. Für sozialpädiatrische Zentren und medizinische Behandlungszentren wird seitens der Krankenkas-
sen die Einbeziehung der Investitionskosten in die Kalkulation der Entgelte abgelehnt. Hier bedarf es einer 
klarstellenden Regelung. 

  

                                                        
* nach Maßgabe der Ziffern 1 bis 9 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 – § 65b Absatz 2 Satz 1 SGB V) 
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu. 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat zu, dass zur Sicherstellung der bundesweiten Verfügbarkeit der re-
gionalen Angebote der Stiftung sichergestellt werden sollte, dass die regionalen Informations- und Beratungsan-
gebote in jedem Land vorgehalten werden. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 – § 65b Absatz 4 Satz 2 SGB V) 
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu. 

Eine ausdrückliche gesetzliche Klarstellung zur hauptamtlichen Tätigkeit des Stiftungsvorstands entspricht den 
Ausführungen in der Gesetzesbegründung, wonach der Stiftungsrat Dienstverträge mit den Vorstandsmitgliedern 
abschließt. Das vorgesehene Dienstvertragsverhältnis setzt nach § 611 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) voraus, 
dass der Dienstberechtigte sich zur Gewährung einer Vergütung verpflichtet. Hierdurch wird die Tätigkeit des 
Vorstands als hauptamtlich ausgewiesen.  

Zu Nummer 3 (Artikel 1 – § 65b Absatz 4 Satz 2a – neu – SGB V) 
Die Bundesregierung lehnt den Änderungsvorschlag ab. 

Die Bundesregierung spricht sich für die geschlechterparitätische Besetzung des Stiftungsvorstandes aus. Aller-
dings ist diese nicht zwingend im Rahmen des § 65b des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zu regeln. 
Die gesetzliche Regelung zur Stiftung Unabhängige Patientenberatung Deutschland (Stiftung UPD) sollte sich 
auf die wesentlichen Vorgaben für die Stiftungssatzung beschränken. Weitergehende Regelungen zur Ausgestal-
tung der Stiftungsorgane sowie deren paritätischer Besetzung sind in der Stiftungssatzung zu regeln. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 – § 65b Absatz 4 Satz 9 – neu – SGB V) 
Die Bundesregierung lehnt den Änderungsvorschlag ab. 

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat zu, dass, soweit die Finanzierung der Stiftung UPD aus Beiträgen 
der gesetzlich und privat krankenversicherten Personen erfolgt, ein erhebliches Informationsinteresse hinsichtlich 
der wirtschaftlichen Verwendung der Mittel, etwa hinsichtlich der Vorstandsvergütung, besteht. 

Eine entsprechende Regelung zur Veröffentlichung der Höhe der jährlichen Vergütungen der Vorstandsmitglieder 
ist indes nicht zwingend im Rahmen des § 65b SGB V zu regeln. Weitergehende Regelungen sind aus Sicht der 
Bundesregierung in der Stiftungssatzung aufzunehmen.  

Zu Nummer 5 (Artikel 1 – § 65b Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 SGB V) 
Die Bundesregierung prüft den Änderungsvorschlag, die Möglichkeit der Abberufung der Mitglieder des wissen-
schaftlichen Beirats gesetzlich zu regeln. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 – § 65b Absatz 7 Nummer 4,  
 Nummer 5 und   
 Nummer 6 – neu – SGB V) 
Die Bundesregierung prüft den Änderungsvorschlag, die Beschließung über die Satzung und sonstiges autonomes 
Recht durch den Stiftungsrat gesetzlich zu regeln. 
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Zu Nummer 7 (Artikel 1 – § 65b Absatz 10 Satz 2 Nummer 3,  
  Nummer 4,  
  Nummer 5 – neu – und   
 Satz 6 – neu – SGB V) 

Die Bundesregierung lehnt den Änderungsvorschlag ab. 

Die Beratungsanlässe sind kein geeigneter Gegenstand für die externe Evaluierung nach § 65b Absatz 10 SGB V. 
Diese soll in erster Linie der Revision der Informations- und Beratungstätigkeit der Stiftung dienen. Die Geset-
zesbegründung führt hierzu aus, dass die Ergebnisse der Evaluation in die weitere Tätigkeit der Stiftung einfließen 
sollen. Werden im Rahmen der Evaluation Mängel festgestellt, entscheidet der Stiftungsrat nach § 65b Absatz 10 
Satz 5 SGB V über geeignete Gegenmaßnahmen zur Verbesserung des Informations- und Beratungsangebots der 
Stiftung. 

Die Beratungsanlässe spielen vielmehr eine Rolle bei der Identifizierung etwaiger Problemlagen im Gesundheits-
system, die in § 65b Absatz 1 Satz 5 SGB V als eines der Ziele der Stiftungsarbeit ausgewiesen ist. Die Gesetzes-
begründung führt hierzu aus, dass diese beispielsweise in Form regelmäßiger Berichte thematisiert und an die 
Verantwortlichen herangetragen werden soll. Erhebung und Auswertung der Beratungsanlässe sind demzufolge 
Aufgabe der Stiftung. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 – § 65b Absatz 10 Satz 2a – neu – SGB V) 

Die Bundesregierung lehnt den Änderungsvorschlag ab.  

Eine Übermittlung der Ergebnisse der Evaluierung nach § 65b Absatz 10 SGB V ist nicht vorgesehen. Diese 
dienen in erster Linie der Revision der Stiftungsarbeit und sollen in die weitere Tätigkeit der Stiftung einfließen. 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 – § 65b Absatz 11 Satz 8a – neu – SGB V) 
Die Bundesregierung lehnt den Änderungsvorschlag ab.  

Der Gesetzentwurf sieht im Sinne der Unabhängigkeit der Stiftung von wirtschaftlichen und sonstigen Interessen 
Dritter keine Pflicht zur Rückzahlung nicht verbrauchter Mittel an die finanzierenden Stellen vor.  

Das in § 65b Absatz 11 Satz 1 SGB V vorgesehene Finanzvolumen in Höhe von jährlich 15 Millionen Euro wird 
zur Verfolgung des Stiftungszwecks als erforderlich und angemessen angesehen. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 Nummer 2 – neu – § 120 Absatz 2 Satz 5a – neu – SGB V) 

Die Bundesregierung lehnt den Änderungsvorschlag ab. 

In der nach § 120 Absatz 2 SGB V zu vereinbarenden Vergütung sind auch Investitionskosten enthalten. Einer 
entsprechenden Ergänzung bedarf es daher nicht. 

Bis zum Inkrafttreten von Artikel 6 Nummer 13 Buchstabe b des Krankenhausstrukturgesetzes vom 10. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 2229 – KHSG) am 1. Januar 2016 sah § 120 Absatz 3 Satz 2 SGB V a. F. für die Vergütung von 
öffentlich geförderten Krankenhäusern einen Investitionskostenabschlag in Höhe von 10 Prozent vor. Dieser In-
vestitionskostenabschlag wurde mit dem KHSG gestrichen, so dass seit dem 1. Januar 2016 die Investitionskosten 
bei der Bemessung der Vergütung berücksichtigt werden. Die geforderte Klarstellung würde hingegen dazu füh-
ren, dass diese als Anspruch auf Berücksichtigung von weiteren Investitionskosten in der Vergütung verstanden 
werden kann. Ein solches Verständnis ist zu vermeiden. 

 





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333

http://www.heenemann-druck.de
http://www.bundesanzeiger-verlag.de

	Deutscher Bundestag Drucksache 20/5662

